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Kurzmeldungen

Sellrain – Aus noch unge-
klärter Ursache zu Sturz ge-
kommen ist am Mittwoch 
kurz vor 16 Uhr ein E-Biker 
(75) auf dem Weg vom Fot-
schertal Richtung Tann
eben in Sellrain. Der Mann 
stürzte über einen Abhang 
auf eine Gemeindestraße, 
wo er bewusstlos und ver-
letzt liegen blieb. Er wurde 
in die Klinik gebracht. (TT)

E-Biker stürzte 
über Abhang

Wildermieming – Eine E-
Bikerin (60), die mit ihrem 
Mann im Gaistal unter-
wegs war, geriet auf den 
linken Rand eines Forst-
wegs, als ihr ein 46-jähri-
ger Italiener, ebenfalls auf 
dem Rad, entgegenkam. Es 
kam zu einer Kollision. Die 
60-Jährige wurde verletzt 
und musste ins Spital ge-
flogen werden. (TT)

Bei Kollision mit 
Radler verletzt

Feichten – Aus bisher un-
bekannter Ursache brach 
am Mittwoch kurz nach 
17 Uhr im Heizraum ei-
nes Gebäudes in Feich-
ten, Gemeinde Kauner-
tal, ein Schwelbrand aus. 
Nachbarn wurden auf die 
Rauchentwicklung auf-
merksam und alarmierten 
die FF Feichten, die den 
Brand rasch löschte. (TT)

Schwelbrand 
rasch gelöscht

Innsbruck – Am Mittwoch 
gegen 15.30 Uhr wurde ein 
66-jähriger Wanderer am 
Schmidhubersteig im Kar-
wendelgebirge von einem 
Stein am Kopf getroffen. In 
der Folge stürzte der Mann 
25 Meter über eine steile 
Schotterrinne ab. Mit ei-
nem schweren Schädel-
Hirn-Trauma wurde er in 
die Klinik geflogen. (TT)

Von Stein am 
Kopf getroffenNeustift i. St. – Am Don-

nerstagabend hatten Mie-
ter einer Ferienwohnung in 
Neustift bemerkt, dass es 
im Obergeschoß des Hauses 
brannte. Sie schlugen Alarm, 
beim Eintreffen der Feuer-
wehr standen Balkon und 
Teile des Dachstuhls bereits 
im Vollbrand. Verletzt wur-
de niemand, das Haus wurde 
vorerst evakuiert. Die Brand-
ursache ist noch unklar. (TT)

Dachstuhl brannte in Neustift

Der Balkon und Teile des Dachs 
standen im Vollbrand.� Foto: zeitungsfoto.at

Innsbruck – Die Botschaft 
von Landwirtschaftskammer-
präsident und ÖVP-National-
rat Josef Hechenberger vor al-
lem an seine Partei  ist mehr 
als deutlich: „Die Änderun-
gen im Entwurf zum neuen 
Grundverkehrsgesetz gehen 
nach Ansicht der bäuerlichen 
Interessenvertretung noch 
nicht weit genug. Die Tiroler 
Landesregierung muss durch 
weitreichendere Regelungen 
dem ,Ausverkauf Tirols‘ einen 
Riegel vorschieben“, sagt He-
chenberger im Gespräch mit 
der Tiroler Tageszeitung. 

Vor allem zwei Entwick-
lungen sind aus der Sicht  
des Kammerpräsidenten be-
denklich. Zum einen gehen 
Eigentum und Bewirtschaf-
tung immer weiter ausei-
nander, weil Betriebe und 
landwirtschaftliche Flächen 
zunehmend verpachtet wer-
den. „Zum anderen steigt 
der Druck von Investoren 
aus dem süddeutschen und 
Südtiroler Raum. Es vergeht 
keine Woche, wo es nicht  
Anfragen zu möglichen Ver-
kaufsabsichten von Bauern-
höfen bzw. Angebote für den 
Erwerb gibt.“ Dieser Ent-
wicklung müsse jedoch wirk-
sam begegnet werden.

Hechenberger fordert des-
halb in der Stellungnahme 
zum Grundverkehrsgesetz 
die Wiedereinführung der 
Selbstbewirtschaftungs-
pflicht und die Funktion des 
Landesgrundverkehrsrefe-
renten. „Es muss das erklär-
te Ziel des grünen Grund-
verkehrs und somit des 
Gesetzgebers sein, die in Tirol 
typische Besitzstruktur, näm-
lich klein- und mittelgroße 
land- und forstwirtschaftli-
che Einheiten im Familienbe-
sitz, zu erhalten und nicht zu 
Großgrundbesitz von Inves-

toren überzugehen.“ In Fäl-
len, in denen eine Selbstbe-
wirtschaftung nicht gefordert 
bzw. vorgeschrieben werden 
könne, müsste die nachhal-
tige und ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung, zumindest 

mit mehrjährig bindenden 
Pachtverträgen, sichergestellt 
werden. „Aus landwirtschaft-
licher Sicht sollten Pachtver-
hältnisse mit einer Laufzeit 
von zumindest zehn Jahren 
gefordert und mit Auflagen 
gesichert werden.“

Gleichzeitig spricht sich 
die Landwirtschaftskam-
mer für einen unabhängigen 
und weisungsfreien Landes-
grundverkehrsreferenten zur 
Überwachung der Entschei-
dungen in allen Bereichen 
des Grundverkehrs aus. „Ich 
weiß schon, dass wir hier die 
Zeit wieder zurückdrehen. 
Aber die erworbenen Flächen 
und Betriebe müssen bestim-
mungsgemäß bewirtschaf-
tet und erhalten werden. Es 
darf keinesfalls zu verdeckten 

Wertanlagen von Kapitalhai-
en kommen.“ Die Investo-
ren seien dann Eigentümer 
der landwirtschaftlichen Flä-
chen, „die aktiven Landwirte 
können die Flächen dann nur 
noch am Pachtwege bewirt-
schaften. Eigentum und Be-
wirtschaftung dürfen nicht 
noch häufiger auseinander-
fallen“, fügt Hechenberger 
hinzu. Die strengeren Qua-
lifikationen für Neo-Bauern  
werden deshalb begrüßt.

Kritik an ÖVP-Klientelpolitik 
Dass Gemeinden nach wie 

vor nicht als Interessenten 
beim Verkauf von landwirt-
schaftlichen Flächen auftre-
ten dürfen, sorgt indes für 
Kritik. „Gemeinden müssen 
vollen Zugang zu Grund und 
Boden bekommen“, fordert 
SPÖ-Chef Georg Dornauer.  
Die Benachteiligung sei „ein 
weiteres Paradebeispiel der 
ÖVP-Klientelpolitik“.  Kritik an 
der Blockadepolitik des ÖVP-
Bauernbunds übt auch FPÖ-
Obmann Markus Abwerzger: 
„Was für die Landwirte gilt, 
nämlich, dass Bauern im sel-
ben Gemeindegebiet bei Be-
zahlung eines ortsüblichen 
Preises und Sicherstellung 
einer ordnungsgemäßen Be-
wirtschaftung der Flächen 
Vorrang vor Käufern haben, 
die keine aktiven Landwirte 
sind, muss endlich auch für 
die Gemeinden gelten.“

Markus Sint von der Liste 
Fritz pocht ebenfalls auf ein 
uneingeschränktes Vorkaufs-
recht der Gemeinden für 
landwirtschaftlichen Grund. 
„Wer wie LH Günther Platter  
(ÖVP) leistbares Wohnen for-
dert, darf nicht vor den Eigen-
interessen der ÖVP und vor 
allem vor der Klientelpolitik 
des ÖVP-Bauernbunds ein-
knicken.“ (pn)

Bauernkammer warnt vor 
dem Ausverkauf Tirols

Präsident Hechenberger fordert viel strengeres Grundverkehrsgesetz 
 und die Wiedereinführung der Selbstbewirtschaftungspflicht. 

Die Interessenvertretung sorgt sich darüber, dass es in den nächsten Jah-
ren zum Ausverkauf der Tiroler Landwirtschaft kommt.� Foto: Böhm

Politik in Kürze

I m Frühjahr 2019 fasste 
die schwarz-grüne Lan

desregierung den Beschluss 
über die Notwendigkeit, 
die Geschichte des „Neuen 
Landhauses“ zu dokumen-
tieren und aufzuarbeiten. 
„Auf Basis dieser Empfeh-
lung loben wir nun einen 
Wettbewerb aus mit dem 

Ziel, ein künstlerisches Zei-
chen der Erinnerung an 
die Nutzung des Hauses 
als Sitz des nationalsozia-
listischen Macht- und Un-
terdrückungsapparates zu 
setzen“, betonen Kultur-
landesrätin Beate Palfrader 
(VP) und der für die Liegen-
schaften des Landes zustän-

dige Landesrat Johannes 
Tratter (VP). „Eine solche 
künstlerische Intervention 
im Bereich der Front bzw. 
des Landhauseinganges soll 
zur Reflexion über Vergan-
genheit und Gegenwart des 
Gebäudes anregen.“ 200.000 
Euro werden dafür zur Ver-
fügung gestellt.

S PÖ-Chef Georg Dornau-
er begrüßt, dass der 

MCI-Neubau endlich ange-
gangen werden kann. „Wir 
als neue SPÖ Tirol stehen 
voll und ganz hinter dem 
Neubau und der aus unse-
rer Sicht richtungsweisen-
den Vorgangsweise bei der 
Ausschreibung.“ (TT)

Wettbewerb für Erinnerungskultur

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – 330.000 Gäste-
betten. Das sollte das tirol-
weite Limit im restruktu-
rierten Tourismus sein. Mit 
dieser Ankündigung ging 
LH Günther Platter (VP) an-
lässlich der Vorstellung der 
neuen Tourismusstrategie 
„Tiroler Weg“ im Juni an die 
Öffentlichkeit. Wie berichtet, 
lässt sich diese maximale Bet-
tenobergrenze jedoch recht-
lich nicht per Gesetz regeln. 
Das musste Platter nun in ei-
ner Anfragebeantwortung an 
die Liste Fritz eingestehen.

Ein gefundenes Fressen für 
die Opposition. Für NEOS-
Landeschef Dominik Ober-
hofer ist dies „die nächste 
große Ankündigung der Lan-
desregierung, die vorschnell 
hinausposaunt wurde, nur 
um dann bei der rechtlichen 
Prüfung durchzufallen“. An-
statt einer Obergrenze müs-
se Tirol darauf schauen, 
rund 30.000 der aktuell rund 
335.000 Gästebetten abzu-
bauen. Denn das Überange-
bot führe laut Oberhofer zu 
Dumpingpreisen, „ausufern-
de Förderungen zu einem 
Wettrüsten auf Kosten der 
Steuerzahler“. Umso mehr 

erneuert Oberhofer seine 
Forderung nach Anreizen für 
Betriebsschließungen. Die 
frei werdenden Unterkünfte 
könnten im Anschluss durch 
gemeinnützige Bauträger in 
leistbaren Wohnraum für die 
Tiroler umgewandelt werden.

FP-Tourismussprecher Ge-
rald Hauser wirft der schwarz-
grünen Landesregierung vor, 
„laufend nur heiße Luft zu 
produzieren“. Er plädiert da-
für, künftig nach Salzburger 
Vorbild nur noch touristische 
Neubauten bis maximal 120 
Betten zu genehmigen bzw. 
zu fördern. Im Bund hätten 
ÖVP, Grüne, aber auch NEOS 
derartige Anträge jedoch im 
Ausschuss vertagen lassen.

Dass die Bettenobergrenze 
so nicht funktioniert, ist für 
Grünen-Tourismussprecher 
Georg Kaltschmid „nicht wirk-
lich überraschend“. Dennoch 
sei die Intention als „Warn-
schuss“ gegenüber dem Tou-
rismus gut. Kaltschmid regt 
nun einen „rechtlichen Kniff“ 
an, nämlich die Schaffung 
eines „touristischen Raum-
ordnungsprogramms“. Dort 
könnten zumindest regionale 
Bettenobergrenzen definiert 
werden, weil eben auch die 
Auswirkungen dieser Ange-
bote (Verkehr, Grundstücks-
preise) im öffentlichen Inter-
esse seien. Aus dem Büro von 
Raumordnungs-Landesrat 
Johannes Tratter (VP) heißt 
es dazu, dass auch dies nicht 
umsetzbar sei, weil die hierfür 
wohl nötige Bedarfsprüfung 
in Raumordnungsprogram-
men nicht zulässig sei.

Pink-blauer 
Tadel, Grüne 

für Rechts-Kniff
Mit einem „touristischen Raum- 
ordnungsprogramm“ wollen die 
Grünen zumindest zu regionalen 

Bettenobergrenzen kommen.

Lebensraum-Chef Josef Margreiter und der oberste Touristiker LH Günther 
Platter müssen bei der Bettenobergrenze zurückrudern. �Foto: Lebensraum Tirol Holding

Josef Hechenberger 
(Bauernkammerpräsident)�

„Die Regierung 
muss durch weit-

reichendere Regelungen 
dem Ausverkauf einen 
Riegel vorschieben.“
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Dominik Oberhofer 
(NEOS-Klubobmann)�

„Die türkise Show- 
und Ankündigungs-

politik im Bund scheint 
auch auf die Landesre-
gierung abzufärben.“


